Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/3265 


18. 09. 92 


Sachgebiet 92 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Elke Ferner, Gerd Andres, Robert 
Antretter, Rudolf Bindig, Dr. Marliese Dobberthien, Klaus Daubertshäuser, 

Dr. Konrad Eimer, Carl Ewen, Lothar Fischer (Homburg), Monika Ganseforth, Iris 
Gleicke, Klaus Hasenfratz, Reinhold Hiller (Lübeck), Lothar Ibrügger, Ilse Janz, 

Dr. Ulrich Janzen, Volkmar Kretkowski, Walter Kolbow, Rolf Koitzsch, Robert 
Leidinger, Dr. Elke Leonhard-Schmid, Christoph Matschie, Heide Mattischeck, 

Dr. Franz-Josef Mertens (Bottrop), Siegmar Mosdorf, Albrecht Müller (Pleisweiler), 
Jutta Müller (Völklingen), Dr. Rolf Niese, Günter Oesinghaus, Siegfried Scheffler, 
Ottmar Schreiner, Gisela Schröter, Dr. R. Werner Schuster, Bodo Seidenthal, 
Wieland Sorge, Hans Georg Wagner, Ernst Waltemathe, Lydia Westrich, Dr. Margrit 
Wetzel, Berthold Wittich, Hanna Wolf, Uta Zapf 
— Drucksache 12/2522 — 


Geschwindigkeitsbegrenzungen und Verkehrssicherheit 


Für die Sicherheit und die Leistungsfähigkeit der Bundesautobahnen 
spielen Geschwindigkeitsbegrenzungen unbestritten eine wesentliche 
Rolle. Sie tragen dazu bei, die Zahl und die Schwere von Verkehrsunfäl- 
len erheblich zu reduzieren. Und sie tragen dazu bei, den Verkehrsfluß 
auf Autobahnen zu verbessern. Dies geht aus praktisch allen Unter- 
suchungen hervor, die sich mit dieser Frage befassen. 


Vorbemerkung 

Die Zuständigkeit für eine Regelung der Geschwindigkeit auf den 
Straßen obliegt grundsätzlich dem Bund. Lediglich die Anord- 
nung situations- und örtlichkeitsbezogener Geschwindigkeitsbe- 
grenzungen auf bestimmten Straßen oder Straßenstrecken sowie 
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deren Überwachung liegt in der Zuständigkeit der Bundesländer 
(Artikel 83, 84 GG). Den Behörden der Bundesländer steht für ihre 
Entscheidungen ein Ermessensspielraum zu. Die Bundesregie- 
rung kann deshalb nur auf solche Informationen zurückgreifen, 
die ihr von den Bundesländern zur Verfügung gestellt werden. 
Nicht alle Bundesländer haben geantwortet, so daß das gelieferte 
Bild lückenhaft ist. Umfang und Tiefe der Informationen sind 
überdies sehr unterschiedlich. Festzuhalten ist, daß die übermit- 
telten Informationen die Wirksamkeit nicht jeder konkreten Ein- 
zelmaßnahme zahlenmäßig aufzeigen. Datenmaterial für die Ge- 
samtheit aller geschwindigkeitsbegrenzenden Maßnahmen auf 
dem Gebiet eines Bundeslandes ist bis auf Nordrhein-Westfalen 
von keinem der Bundesländer vorgelegt worden. Es werden 
lediglich die Untersuchungsergebnisse prominenter BAB-Teil- 
strecken mitgeteilt. 

Mit dieser Maßgabe werden die Fragen wie folgt beantwortet: 


1. Auf welchen Abschnitten von Bundesautobahnen gibt es Ge- 
schwindigkeitsbegrenzungen, und wie hoch ist dort die vorge- 
schriebene Höchstgeschwindigkeit? 


Die Gesamtlänge der Bundesautobahn (Richtungsfahrbahnen) in 
den Bundesländern sowie diejenige der Teilstrecken mit Ge- 
schwindigkeitsbegrenzungen sind aus der als Anlage beigefügten 
Aufstellung zu entnehmen. 

Die Anordnung der Geschwindigkeitsbegrenzungen bewegt sich 
zwischen 60 und 130 km/h. Sie kann auf Dauer angeordnet wer- 
den, vorübergehenden Charakter haben (z. B. an Baustellen) oder 
dauernd - temporär wirken (z. B. bei Nässe, bei bestimmten 
Tageszeiten). 


2. Welche Gründe haben zu diesen Geschwindigkeitsbegrenzungen 
geführt? 


Geschwindigkeitsbegrenzungen auf den Autobahnen werden aus 
Gründen der Verkehrssicherheit und des Lärmschutzes ange- 
ordnet. 


3. Wie haben sich auf diesen Autobahnteilstücken Verkehrsaufkom- 
men und Verkehrsfluß im Vergleich zu Autobahnabschnitten ohne 
Geschwindigkeitsbegrenzungen entwickelt? 


Daten zu Verkehrsaufkommen und Verkehrsfluß für jedes der 
BAB-Teilstücke, auf dem eine Geschwindigkeitsbegrenzung 
angeordnet worden ist, existieren nicht. Eine solche Erhebung 
würde außerdem einen nicht vertretbaren Aufwand erfordern. 

Beobachtungen, die auf einen Einfluß örtlicher Geschwindigkeits- 
begrenzungen auf das Verkehrsaufkommen hindeuten, liegen 
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nicht vor. Ein solcher Einfluß ist auch nicht wahrscheinlich, weil 
das Verkehrsaufkommen Ausdruck praktisch der Gesamtheit 
aller wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnisse und Lebensbedin- 
gungen ist. 

Gesicherte Aussagen über den Einfluß von Geschwindigkeits- 
begrenzungen auf den Verkehrsfluß der Teilstrecken liegen nicht 
vor. Eine wissenschaftlich haltbare Ursachenanalyse, die Aus- 
sagen darüber gestattet, ob und ggf. in welchem Umfang der 
geänderte Verkehrsfluß auf Geschwindigkeitsbegrenzung beruht, 
ist nicht bekannt. 


4. Wie war die Entwicklung bei Unfallzahlen und Unfallursachen 
(jeweils aufgeteilt auf Getötete, Schwer- und Leichtverletzte) auf 
diesen Autobahnabschnitten nach der Einführung von Geschwin- 
digkeitsbegrenzungen im Vergleich zu den Unfallzahlen vor der 
Einführung von Tempolimits auf den jeweiligen Teilstücken (abso- 
luter und prozentualer Anteil an Gesamtstatistik alte Länder)? 


Die Statistik des Statistischen Bundesamtes bezieht sich auf das 
gesamte Autobahnnetz als Einheit. Sie unterscheidet nicht zwi- 
schen Teilstrecken mit und solchen ohne Geschwindigkeitsbe- 
schränkung. Ein Vergleich des Unfallaufkommens vor und nach 
einer Anordnung von Geschwindigkeitsbeschränkungen auf der 
Gesamtheit der Teilstrecken im Netz der Bundesautobahnen ist 
daher nicht möglich. Auf die Eingangsbemerkung zu der Existenz 
aggregierter Daten wird verwiesen. Ein Zusammenführen landes- 
weiter Daten zu einem Gesamtbild war daher nicht möglich. 

Hervorzuheben ist hier vor allem auch, daß Geschwindigkeits- 
begrenzungen ganz erhebliche Intensitätsunterschiede kennen, 
die für sich allein bereits erhebliche Bewertungsdifferenzen auf- 
weisen müssen; sie treten überdies sehr häufig als Kombination 
zusammen mit anderen Beschränkungen auf, z. B. Überholverbot 
verschiedenster Varianten (bezogen auf Fahrzeugkategorie, Wit- 
terung, Tageszeit usw.) mit der Konsequenz, daß über die Ur- 
sachenanteile innerhalb der kombinierten Maßnahme für eine 
bestimmte Folge erhebliche Interpretationsbreiten bestehen. 

Aus dem von den Bundesländern zur Verfügung gestellten Daten- 
material läßt sich für die Fragestellung nur die Tendenzaussage 
ableiten, daß Geschwindigkeitsbegrenzungen dort, wo sie aus 
Verkehrssicherheitsgründen allein oder im Verein mit anderen 
Beschränkungen angeordnet worden sind, zu einem Rückgang 
der Verletz tenraten geführt haben. Dieses Ergebnis überrascht 
jedoch nicht, weil Sinn und Zweck einzelner örtlicher Geschwin- 
digkeitsbegrenzungen gerade darin bestehen, die Unfallraten für 
begrenzte Strecken mit ungünstiger Unfallentwicklung zu sen- 
ken. Ohne ein solches Ergebnis wäre die Begrenzung nicht not- 
wendig, mithin unzulässig; sie müßte aufgehoben werden. 

In diesem Zusammenhang sind Zahlen aus Nordrhein-Westfalen 
zu sehen, die zwar keinen Vorher/Nachher-Vergleich, wohl aber 
eine zeitgleiche Gegenüberstellung der Unfälle mit Personen- 
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schaden auf den geschwindigkeitsbeschränkten BAB-Teilstrek- 
ken und dem Gesamtnetz in NRW ermöglichen, und zwar ohne 
Berücksichtigung einer jährlichen Steigerung der durchschnitt- 
lichen täglichen Verkehrsstärke von ca. 6 % wie folgt: 


Strecken mit Geschwindigkeits- alle Strecken (einschließlich 
begrenzung (ohne Verkehrs- aller geschwindigkeits- 

beeinflussungsanlagen) beschränkten Strecken) 


1988/89 - 6,7 % + 1,3 % 

1988/90 + 4,3 % + 13,7 % 


Der Ursachenanteil für Überholverbote ist bei den häufigen 
kombinierten Maßnahmen dabei nicht feststellbar. 


5. Wie war die Entwicklung bei Unfallschwere und Unfallfolgen 
(Getötete, Schwer- und Leichtverletzte) auf diesen Autobahnab- 
schnitten nach der Einführung von Geschwindigkeitsbegrenzun- 
gen im Vergleich zu den Unfallzahlen vor der Einführung von 
Tempolimits auf den jeweiligen Teilstücken (absoluter und prozen- 
tualer Anteil an Gesamtstatistik alte Länder)? 


Wegen der Gesamtstatistik wird auf die Bemerkungen zu Frage 4 
verwiesen. Das zur Verfügung gestellte Zahlenmaterial läßt hin- 
sichtlich der Unfallschwere keine einheitliche Aussage zu. Die 
Zahlen allein lassen nicht einmal eine verläßliche Tendenz erken- 
nen. Sie beziehen sich zum einen auf BAB-Teilstücke, deren 
Repräsentativität wissenschaftlich in keiner Weise gesichert ist; 
zum anderen ermöglicht der kurze Vergleichszeitraum für die 
besonders seit 1989 umfänglich verfügten Geschwindigkeits- 
begrenzungen sowie die fehlende Gewichtung anhand anderer 
wesentlicher Einflußgrößen (z. B. Verkehrsaufkommen) und Son- 
derfaktoren (deutsche Vereinigung, Öffnung nach Osten usw.) 
wenig Sicherheit für eine Bewertung. 


6. Wie war die Entwicklung bei Unfallzahlen und Unfallursachen 
(jeweils aufgeteilt auf Getötete, Schwer- und Leichtverletzte) auf 
Autobahnabschnitten ohne Geschwindigkeitsbegrenzungen? 

7. Wie war die Entwicklung bei Unfallschwere und Unfallfolgen 
(Getötete, Schwer- und Leichtverletzte) auf diesen Autobahnab- 
schnitten ohne Geschwindigkeitsbegrenzungen? 


Die Unfallentwicklung allein auf den BAB-Teilstücken ohne Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung ist nicht darstellbar, weil diese Teile in 
der Statistik nicht besonders erfaßt sind. Auf die Antworten zu 
Fragen 3 und 4 wird verwiesen. 


8. Wie war die Entwicklung bei Unfallzahlen und Unfallursachen auf 
den Autobahnen in den neuen Ländern? 
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Zu Unfällen mit Personenschaden liegen folgende Daten vor: 


insgesamt davon 

Zahl der Zahl der 

Unfälle Unfälle 

mit Getöteten mit Verletzten 


1988 

1 110 

81 

1 029 

1989 

1 503 

159 

1 344 

1990 

3 136 

389 

2 747 

1991 

4 266 

(vorläufige Zahl ohne Ost-Berlin) 


Bis 1990 einschließlich liegen keine Zahlen zu Unfallursachen vor; 
die Statistik unterscheidet auch nicht zwischen Schwer- und 
Leichtverletzten. 

Endgültige Zahlen für 1991, insbesondere aufgegliedert nach 
Schwer- und Leichtverletzte, sind noch nicht verfügbar. 


9. Wie war die Entwicklung bei Unfallschwere und Unfallfolgen 
(Getötete, Schwer- und Leichtverletzte) auf den Autobahnen in den 
neuen Ländern? 


Über Verunglückte hegen folgende Daten vor: 


insgesamt davon mit 

Getötete Verletzte 


1988 

1 820 

112 

1 708 

1989 

2 570 

221 

2 349 

1990 

5 678 

534 

5 144 

1991 

7 578 

(vorläufige Zahl ohne Ost-Berlin) 


Es gelten die allgemeinen Bemerkungen wie bei Frage 8. 


10. Welche Autobahnabschnitte sind seit wann mit Verkehrs- 
beeinflussungsanlagen und variablen Geschwindigkeitsbeschrän- 
kungen ausgestattet? 


Insgesamt sind rund 200 km aller Bundesautobahnen mit Anlagen 
zur Verkehrsbeeinflussung mit variablen Geschwindigkeitsbe- 
schränkungen ausgerüstet. Derzeit geplant ist, auf weiteren rund 
550 km derartige Anlagen zu installieren. Darüber hinaus gibt es 
auf den Autobahnen noch Verkehrsbeeinflussungsanlagen zur 
Wechselwegweisung, zur Knotenbeeinflussung und zur Siche- 
rung von Tunneln, mit denen bei Störungen der Tunnelbetriebs- 
einrichtungen Geschwindigkeitsbeschränkungen vorgegeben 
werden können. 


Größere Streckenbeeinflussungssysteme sind nachfolgend mit 
dem Jahr der Inbetriebnahme zusammengestellt. 
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A 8 AS Leonberg- AK Stuttgart 1983 

A 8 AS Kirchheim - AK Aichelberg 1988 

A 8 AS Holzkirchen - AK München-Brunnthal 1975 

A 8 AS Irschenberg - AS Bad Aibling 1978 

A 9 AK München-Nord- AD Holledau 1992 

A 3 AS Nürnberg-Nord- AS Erlangen-West 1991 

A 5 AK Frankfurt-West - AK Bad Homburg 1989 

A 7 AS Melsungen - AS Homberg 1985 

A 4 AK Köln-West- AK Aachen 1988 

A 43 AK Recklinghausen - AS Bochum-Querenburg 1989 

A 45 AS Lüdenscheid-Süd - AS Meinerzhagen 1983 

A 46 AK Wuppertal-Nord - AS Wuppertal-Sonnborn 1984 

A 100 AK Wilmersdorf - AS Spandauer Damm 1986 

A 105/111 AS Kurt-Schumacher-Damm - AS Spandauer 

Damm 1986 

A 111 AS Holzhauserstraße - AS Weidmannluster- 
damm 1987 

A 7 AS HH-Stellingen - AS HH-Heimfeld 1975 

A 7 AS HH-Waltershof - AS HH-Bahrenfeld 1989 


11. Welche Kosten sind durch die Einrichtung dieser Verkehrs- 
beeinflussungsanlagen entstanden? 


Für diese Streckenbeeinflussungsanlagen auf Bundesautobahnen 
wurden bisher insgesamt über 150 Mio. DM aufgewendet. 


12. Wie haben sich auf diesen Autobahnteilstücken Verkehrsaufkom- 
men und Verkehrsfluß im Vergleich zu Autobahnabschnitten ohne 
Geschwindigkeitsbegrenzungen entwickelt? 


Die Entwicklung des Verkehrsaufkommens wird nicht durch Ver- 
kehrsbeeinflussungsanlagen, sondern maßgebend von Wirt- 
schaftsverkehrs- und gesellschaftspolitischen Rahmenbedingun- 
gen und Einflußfaktoren bestimmt. Die Verkehrsentwicklung auf 
Autobahnteilstücken mit und ohne solche Anlagen läßt sich unter 
diesem Aspekt nicht miteinander vergleichen. Verkehrsbeeinflus- 
sungsanlagen werden nur auf Streckenabschnitten mit schwieri- 
gen Verkehrsverhältnissen und/oder hohem Verkehrsaufkommen 
aufgebaut. 

Durch Stabilisierung des Verkehrsablaufs im Grenzbereich der 
Leistungsfähigkeit sowie durch Harmonisierung bzw. Drosselung 
der Geschwindigkeit durch die Wechselverkehrszeichen auf ein 
situationsangepaßtes Niveau hat sich der Verkehrsfluß gegenüber 
den Streckenabschnitten ohne Verkehrsbeeinflussungsanlagen 
verbessert. Hinzu kommt, daß die Akzeptanz und der Befolgungs- 
grad von Wechselverkehrszeichen durch den Kraftfahrer größer 
ist als bei permanent gezeigten Verkehrsgeboten bzw. -beschrän- 
kungen, da durch zusätzliche begründete Anzeigen, die von den 
V erkehrsbehörden angeordneten aktuellen G eschwindigkeits- 
begrenzungen, Überholverbote u. ä. transparent werden. 
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13. Wie war die Entwicklung bei Unfallzahlen und Unfallursachen 
(jeweils aufgeteilt auf Getötete, Schwer- und Leichtverletzte) auf 
diesen Autobahnabschnitten nach der Installation der Verkehrsbe- 
einflussungsanlagen im Vergleich zu den Unfallzahlen vor der 
Installation? 

14. Wie war die Entwicklung bei Unfallschwere und Unfallfolgen 
(jeweils aufgeteilt auf Getötete, Schwer- und Leichtverletzte) auf 
diesen Autobahnabschnitten nach der Installation der Verkehrsbe- 
einflussungsanlagen im Vergleich zu den Unfallzahlen vor der 
Installation? 


Die Entwicklung der Unfallzahlen im Bereich der Verkehrsbeein- 
flussungsanlage ist beispielsweise auf der BAB 5 zwischen Frank- 
furt Westkreuz und Bad Homburg wie folgt verlaufen: 



Gesamt- 

unfall- 

zahl 

Tote 

Schwer- 

verletzte 

Leicht- 

verletzte 

Unfälle 

mit 

Personen- 

schaden 

Vorher 

309 

2 

10 

88 

61 

1. Betriebs- 

jahr 

2. Betriebs- 

251 

0 

5 

52 

41 

jahr 

264 

1 

5 

43 

38 

3. Betriebs- 

jahr 

295 

0 

6 

60 

46 


Diese Angaben sind zusätzlich vor dem Hintergrund eines starken 
Anstiegs des Verkehrsaufkommens an dieser Anlage zu 
bewerten. 

Für die anderen Anlagen läßt sich sagen, daß sich nach den 
bisherigen Beobachtungen der Verkehrsbehörden ähnliche Ent- 
wicklungen zeigen. Dies läßt sich in der Tendenz deutlich auch 
für solche Anlagen feststellen, für die wegen ihrer kurzen 
Betriebsdauer noch keine gesicherten Daten verfügbar sind. 

Hauptsächlich sind die staubedingten Unfälle durch die Stabilisie- 
rung des Verkehrsablaufes im Grenzbereich der Leistungsfähig- 
keit sowie durch die situationsgemäße Anpassung der Geschwin- 
digkeit vermieden worden. 


15. Wie oft werden Autobahnabschnitte mit Geschwindigkeits- 
begrenzungen überwacht, und mit welchem Ergebnis? 

16. Wie oft werden Autobahnabschnitte mit Verkehrsbeeinflussungs- 
anlagen überwacht, und mit welchem Ergebnis? 


Die Intensität der Überwachung ist abhängig vom Unfallgesche- 
hen auf der jeweiligen Strecke, von der Bedeutung der Anord- 
nung für die Verkehrssicherheit, der Akzeptanz durch die Kraft- 
fahrer, den Überwachungsmethoden und dem eingesetzten Ge- 
rät, insbesondere aber auch von der Kapazität der Polizei. Diese 
Größen variieren erheblich sowohl von Land zu Land als auch 
innerhalb ein und desselben Landes. Über die Häufigkeit der 
Maßnahmen liegen keine aussagekräftigen Angaben vor. 
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17. Sind bei Geschwindigkeitskontrollen auf Abschnitten mit Ver- 
kehrsbeeinflussungsanlagen besondere technische Maßnahmen 
erforderlich, um z. B. die Höhe der jeweils zugelassenen Geschwin- 
- digkeit, Uhrzeit und so weiter mit den Meßgeräten zu koordinieren, 
und zu welchen Mehrkosten führt das? 


Anlagen zur Geschwindigkeitskontrolle auf Abschnitten mit Ver- 
kehrsbeeinflussung erfordern besondere technische Maßnahmen 
zur Koordinierung der jeweils über die Wechselverkehrszeichen 
vorgegebenen Geschwindigkeiten mit den Meßgeräten der Poli- 
zei. Die Messungen erfolgen bis auf vereinzelte Anlagen, die im 
Probebetrieb laufen, noch mit herkömmlichem Gerät. Der Bau 
besonderer, der Verkehrsüberwachung dienender Geräte fällt in 
die Zuständigkeit der Länder. Angaben über Kosten sind nicht 
bekannt. 


18. Wie ist die rechtliche Situation bei festgestellten Geschwindigkeits- 
überschreitungen bei Verkehrsbeeinflussungsanlagen im Ver- 
gleich zu festen Geschwindigkeitsbegrenzungen? 


Die rechtliche Situation ist identisch. 


19. Sind vor und nach Einführung von festen Geschwindigkeitsbegren- 
zungen Messungen in bezug auf Lärm- und Schadstoffemissionen 
erfolgt, und wenn ja, mit welchem Ergebnis? 


Untersuchungen über Lärm- und Abgasemissionen sind nicht 
bekannt. 
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Anlage 

Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit (Stand: Sommer 1992) 

Tempolimit auf Autobahnen (Angaben bezogen auf Richtungsfahrbahnen) 


Land 

Gesamt- 
länge BAB 
- km- 

Strecken mit 
Tempolimit - km - 
(V erkehrssicher- 
heitsgründe) 

Strecken mit 
Tempolimit - km - 
(Lärmschutz- 
gründe) 

Baden-Württemberg 

2 001,6 

475,01 
(23,7 %) 

- . - 

Bayern 

4 126 

453,3 
(11 %) 

40,8 
(1 %) 

Brandenburg 

1 486 

liegen nicht vor 

liegen nicht vor 

Berlin 

61,1 

59,4 

1,7 


Stand: 

1991 

(97,2 %) 

(2,8 %) 

Bremen 

92,1 

Stand: 

1991 

51,1 

(55,4 %) 

— . — 

Hamburg 

162 

57,6 
(35,5 %) 

39 

(24,8 %) 

Hessen 

1 862 

458,8 
(24,6 %) 

4,8 ' 

(0,25 %) 

Mecklenburg- Vorpommern 

494 

304 

(61,5 %) 

- . - 

Niedersachsen 

2 527 

459 

22 


Stand: 

1991 

(18,2 %) 

(0,8 %) 

Nordrhein-Westfalen 

4 218 

613,9 
(14,5 %) 

- . - 

Rheinland- Pfalz 

1 493 

533 

_ _ _ 


Stand: 

1991 

(35,7 %) 


Saarland 

452,1 

92,9 

(20,5 %) 

13,8 
(3 %) 

Sachsen 

824 

liegen nicht vor 

liegen nicht vor 

Sachsen-Anhalt 

456 

456 

(100 %) 

- . - 

Schleswig- Holstein 

890 

157 

(17,6 %) 

34,2 
(3,8 %) 

Thüringen 

484,8 

484,8 
(100 %) 

- . - 
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